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Auswirkungen der Änderung des § 65 Wassergesetzes (WG) auf die Bebaubarkeit von Flächen in den Städten Reutlingen und Tübingen
Ich frage die Landesregierung:

1. Wie konkret sind die Städte Reutlingen und Tübingen durch die Novellierung des § 65 WG, mit Blick auf das hundertjährige Hochwasser (HQ100), in ihrer Siedlungsentwicklung eingeschränkt?
2. Wie haben sich die Kommunalen Landesverbände im Rahmen der Anhörung zu der Novellierung des § 65 WG geäußert?
3. Hat speziell der Städtetag auf die massiven Belastungen, die im Rahmen der Änderung bzw. Verschärfung des § 65 WG auf die Städte zukommen, hingewiesen?

4. Welche – bis zum Inkrafttreten der Wassergesetznovelle – bestehenden Baurechte, insbesondere in rechtsverbindlichen Bebauungsplänen, werden durch die Novelle eingeschränkt bzw. aufgehoben
?
5. Gibt das Land Vorgaben in Form einer Verwaltungsvorschrift bzw. Richtlinie, in der die ausnahmsweise unter engen Voraussetzungen weiterhin gegebenen Möglichkeiten ein neues Baugebiet in einem Überschwemmungsgebiet ausweisen zu können, definiert sind?
6. In welcher Form gibt das Land den Kommunen Hilfestellung für die Schaffung eines Hochwasserschutzregisters?
7. Sind die Festsetzungen in den Hochwassergefahrenkarten verbindlich oder sind Ausnahmen in den Festlegungen vorgesehen und ggf. welche?
8. Haben Grundstückseigentümer, deren bisherige Baurechte (aufgrund eines Bebauungsplans oder aufgrund von § 34 Baugesetzbuch) infolge dieser Gesetzesnovellierung obsolet geworden sind, einen Anspruch auf Entschädigung (z. B. wegen enteignungsgleichem Eingriff) und wenn ja, gegen die Stadt oder gegen das Land?
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Begründung
Es ist von Interesse, welche Konsequenzen durch die Änderung des § 65 Wassergesetzes, mit Blick auf das HQ100, auf die Städte Reutlingen und Tübingen zukommen. Bemerkenswert ist dabei die Tatsache, dass ausweislich der Berichterstattung des Onlineportals www.schwaebische.de vom 16. Februar 2014 selbst der grüne Oberbürgermeister Boris Palmer davon spricht, „dass es ihm zu weit gehe, dass Stadtrückbau zum Zwecke des Hochwasserschutzes betrieben werde und eine Innenentwicklung massiv erschwert, wenn nicht sogar unmöglich gemacht werde.“ 
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